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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Dr. Magdalena HONSIG-ERLENBURG als
Einzelrichterin Uber die Beschwerde von XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom
30.10.2013, AZ XXXX, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2008, zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt
durch die Richterin Mag. Dr. Magdalena HONSIG-ERLENBURG als Einzelrichterin Gber die Beschwerde von rémisch 40,
BNr. romisch 40 , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.10.2013, AZ romisch 40 , betreffend
Einheitliche Betriebspramie 2008, zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird gemald 8 28. Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG) abgewiesenDie Beschwerde
wird gemald Paragraph 28, Absatz 2, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssigDie Revision ist gemal’ Artikel
133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Mit Datum vom 24.04.2008 stellte der Beschwerdefiihrer fir das Antragsjahr 2008 einen Mehrfachantrag-Flachen
und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur die in den Beilagen "Flachenbogen" und
"Flachennutzung" naher konkretisierten Flachen.

Der Beschwerdeflihrer war im Antragsjahr Auftreiber auf die Almen mit den BStNr. XXXX (im Folgenden: erstgenannte
Alm) und XXXX (im Folgenden: zweitgenannte Alm), fur die durch deren Almbewirtschafter ebenfalls Mehrfachantrage-
Flachen fir das Antragsjahr 2008 gestellt wurden.Der Beschwerdefuhrer war im Antragsjahr Auftreiber auf die Almen
mit den BStNr. romisch 40 (im Folgenden: erstgenannte Alm) und rémisch 40 (im Folgenden: zweitgenannte Alm), fur
die durch deren Almbewirtschafter ebenfalls Mehrfachantrage-Flachen fiir das Antragsjahr 2008 gestellt wurden.

2. Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.12.2008, AZ XXXX, wurde dem Beschwerdefuhrer fir das
Antragsjahr 2008 eine EBP in Hohe von EUR 3.290,43 gewahrt. Auf Basis von 121,36 zugewiesenen (flaichenbezogenen)
Zahlungsansprichen und einer beantragten Flache im Ausmald von 145,94 ha (davon Almflache: 127,01 ha) wurde -
unter Berucksichtigung der Vorgabe, dass fur beihilfefahige Flachen, die die Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht
erreichen, keine Zahlung gewahrt werden kénne sowie unter der Vorgabe, dass maximal jene Flache berUcksichtigt
werden konnen, die der Anzahl an Zahlungsansprtichen entspricht - seitens der AMA eine Flache im Ausmald von
121,36 ha fur bertcksichtigungsfahig beurteilt. Gegen diesen Bescheid wurde kein Rechtsmittel erhoben.2. Mit
Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.12.2008, AZ romisch 40 , wurde dem Beschwerdefihrer fur das
Antragsjahr 2008 eine EBP in Héhe von EUR 3.290,43 gewahrt. Auf Basis von 121,36 zugewiesenen (flachenbezogenen)
Zahlungsansprichen und einer beantragten Flache im Ausmald von 145,94 ha (davon Almflache: 127,01 ha) wurde -
unter Berucksichtigung der Vorgabe, dass fur beihilfefahige Flachen, die die Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht
erreichen, keine Zahlung gewahrt werden kdnne sowie unter der Vorgabe, dass maximal jene Flache berucksichtigt
werden koénnen, die der Anzahl an Zahlungsanspriichen entspricht - seitens der AMA eine Flache im Ausmal3 von
121,36 ha fur berucksichtigungsfahig beurteilt. Gegen diesen Bescheid wurde kein Rechtsmittel erhoben.

3. Am 24.10.2012 fand auf der erstgenannten Alm eine Vor-Ort-Kontrolle durch Kontrollorgane der belangten Behorde
statt, im Zuge derer betreffend das Antragsjahr 2008 Flachenabweichungen und eine Flache von 67,54 ha (bei einer
beantragten Flache von 74,25 ha) festgestellt wurden. Die festgestellte Differenz betrug somit 6,7 ha. Daraus ergab
sich fir den BF hinsichtlich seiner anteiligen Almfutterflache eine Differenz von 0,12 ha.

4. Am 02.10.2012 fand auf der zweitgenannten Alm eine Vor-Ort-Kontrolle durch Kontrollorgane der belangten
Behorde statt, im Zuge derer betreffend das Antragsjahr 2008 Flachenabweichungen und eine Flache von 273,96 ha
(bei einer beantragten Flache von 539,79 ha) festgestellt wurden. Die festgestellte Differenz betrug somit 265,83 ha.



Daraus ergab sich fir den Beschwerdefihrer hinsichtlich seiner anteiligen Almfutterflache eine Differenz von 61,88 ha.

5. Mit Abanderungsbescheid der AMA vom 28.05.2013, AZ XXXX, wurde dem Beschwerdefuhrer flr das Antragsjahr
2008 eine EBP in unveranderter Hohe von EUR 3.290,43 gewahrt. Gegen diesen Bescheid wurde kein Rechtsmittel
erhoben.5. Mit Abanderungsbescheid der AMA vom 28.05.2013, AZ romisch 40 , wurde dem Beschwerdefuhrer fur das
Antragsjahr 2008 eine EBP in unveranderter Héhe von EUR 3.290,43 gewahrt. Gegen diesen Bescheid wurde kein
Rechtsmittel erhoben.

6. Mit angefochtenem Abanderungsbescheid der AMA vom 30.10.2013, AZ XXXX, wurde dem Beschwerdefuhrer fur das
Antragsjahr 2008 nunmehr eine EBP in H6he von EUR 2.275,87 gewdhrt und eine Ruckforderung von EUR 1.014,56
ausgesprochen. Auf Basis von 121,36 an zugewiesenen Zahlungsansprichen und einem beantragten Fldchenausmal
von 145,94 ha (davon Almflache: 127,01 ha) wurde der Beihilfenberechnung nun - unter Berucksichtigung der
Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen - eine ermittelte Flache im Ausmal von 83,94 ha (davon Almflache 65,01 ha) zu
Grunde gelegt. Begrindend wurde ausgefuhrt, dass eine Sanktionierung der Differenzflaiche, somit eine
Flachensanktion, auf Grund von Verjahrung nicht verhangt werde.6. Mit angefochtenem Abadnderungsbescheid der
AMA vom 30.10.2013, AZ romisch 40 , wurde dem Beschwerdefihrer flir das Antragsjahr 2008 nunmehr eine EBP in
Hohe von EUR 2.275,87 gewahrt und eine Rickforderung von EUR 1.014,56 ausgesprochen. Auf Basis von 121,36 an
zugewiesenen Zahlungsansprichen und einem beantragten Flachenausmall von 145,94 ha (davon Almflache: 127,01
ha) wurde der Beihilfenberechnung nun - unter Berlcksichtigung der Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen - eine
ermittelte Flache im Ausmall von 83,94 ha (davon Almflache 65,01 ha) zu Grunde gelegt. Begrindend wurde
ausgefuhrt, dass eine Sanktionierung der Differenzflache, somit eine Flachensanktion, auf Grund von Verjahrung nicht
verhangt werde.

7. Gegen den Abanderungsbescheid der AMA vom 30.10.2013 erhob der Beschwerdefiihrer mit Schreiben vom
13.11.2013, eingelangt bei der AMA am 18.11.2013, Beschwerde (vormals Berufung), und beantragte

1. die ersatzlose Behebung des Bescheides, andernfalls

2. die Abanderung des Bescheides in der Weise, dass die Berechnung der Riickzahlung nach den Berufungsgrinden
erfolgt und jedenfalls keine Kiirzungen und Ausschlisse verflgt werden,

3. die Aufschiebung der Rickzahlung bis zur rechtskraftigen Beendigung des Verfahrens,
4. die Vorlage samtlicher Prufberichte,

5. die Durchfihrung eines Augenscheines an Ort und Stelle und

6. die Erlassung eines Feststellungsbescheides Uber die AlIm-Referenzflache.

Begrindend fuhrte der Beschwerdeflhrer im Wesentlichen aus, dass das festgestellte FlachenausmaR falsch sei. Im
Zusammenhang mit seinen Beanstandungen zum festgestellten Almfutterflichenausmall monierte der
Beschwerdefiihrer eine mangelnde Berlcksichtigung friherer amtlicher Erhebungen, die Nichtberlcksichtigung von
Landschaftselementen und eine mangelnde Verrechnung von Uber- und Untererklarungen.

Die Behorde habe frihere Vor-Ort-Kontrollen unberlcksichtigt gelassen und liege deshalb ein Irrtum der Behorde
gemal Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) Nr. 796/2004 vor. Ebenso sei ein Irrtum der Behérde zu erkennen, da sich das Mess-
System und die Messgenauigkeit im berechnungsrelevanten Zeitraum geandert hatten.Die Behorde habe frihere Vor-
Ort-Kontrollen unbericksichtigt gelassen und liege deshalb ein Irrtum der Behdrde gemaR Artikel 73, Absatz 4, der VO
(EG) Nr. 796 aus 2004, vor. Ebenso sei ein Irrtum der Behdrde zu erkennen, da sich das Mess-System und die
Messgenauigkeit im berechnungsrelevanten Zeitraum geandert hatten.

Die Almfutterfliche sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der notwendigen Sorgfalt nach den ortlichen
Verhéltnissen und nach den Vorgaben des Almleitfadens festgestellt und die Bewertungen im Einzelnen fachlich
begriindet worden. Den Beschwerdefilhrer treffe kein Verschulden an der Uberbeantragung und Kirzungen und
Ausschlisse seien iSd Art. 68 Abs. 1 VO (EG) 796/2004 nicht zu verhangen. Auch liege deshalb kein Verschulden vor, da
sich der Beschwerdefuhrer auf die Ergebnisse friherer Vor-Ort-Kontrollen verlassen habe. Zudem sei auch aufgrund
der bereits erwdhnten Anderung des Mess-Systems und der Messgenauigkeit im berechnungsrelevanten Zeitraum, die
allein ausschlaggebend fiir die Anderung der Futterfliche gewesen sei, dem Beschwerdefiihrer kein Verschulden
anzulasten. Letztlich sei von Kirzungen und Ausschlissen (Sanktionen) auch deshalb abzusehen, da die Antragstellung



durch den Almbewirtschafter erfolgt sei.Die Almfutterflaiche sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der
notwendigen Sorgfalt nach den értlichen Verhaltnissen und nach den Vorgaben des Almleitfadens festgestellt und die
Bewertungen im Einzelnen fachlich begriindet worden. Den Beschwerdefihrer treffe kein Verschulden an der
Uberbeantragung und Kurzungen und Ausschlisse seien iSd Artikel 68, Absatz eins, VO (EG) 796 aus 2004, nicht zu
verhdngen. Auch liege deshalb kein Verschulden vor, da sich der Beschwerdeflihrer auf die Ergebnisse fruherer Vor-
Ort-Kontrollen verlassen habe. Zudem sei auch aufgrund der bereits erwdhnten Anderung des Mess-Systems und der
Messgenauigkeit im berechnungsrelevanten Zeitraum, die allein ausschlaggebend fiir die Anderung der Futterfliche
gewesen sei, dem BeschwerdefUhrer kein Verschulden anzulasten. Letztlich sei von Kirzungen und Ausschlissen
(Sanktionen) auch deshalb abzusehen, da die Antragstellung durch den Almbewirtschafter erfolgt sei.

Gemald Art. 73 Abs. 5 VO (EG) 796/2004 sei hinsichtlich der Ruckzahlungsverpflichtung zudem bereits Verjahrung
eingetreten.Gemald Artikel 73, Absatz 5, VO (EG) 796 aus 2004, sei hinsichtlich der Riickzahlungsverpflichtung zudem
bereits Verjahrung eingetreten.

Die verhangte Sanktion stelle sich als wunangemessen hoch und nach der Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofes als gleichheitswidrig dar.

Der Beschwerde beigelegt wurde eine Sachverhaltsdarstellung des Almbewirtschafters Gber die Vorgangsweise der
Almfutterflachenfeststellung auf der zweitgenannten Alm seit dem Jahr 2000.

8. Die belangte Behdrde legte dem Bundesverwaltungsgericht das eingebrachte Rechtsmittel samt dem dazugehdrigen
Verwaltungsakt mit 25.03.2015 vor. Zudem befinden sich im Akt Erklarungen des Auftreibers gemaR § 8i MOG 2007.8.
Die belangte Behorde legte dem Bundesverwaltungsgericht das eingebrachte Rechtsmittel samt dem dazugehérigen
Verwaltungsakt mit 25.03.2015 vor. Zudem befinden sich im Akt Erkldrungen des Auftreibers gemald Paragraph 8 i,
MOG 2007.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der BeschwerdeflUhrer stellte flr das Antragsjahr 2008 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte die Gewahrung
der Einheitlichen Betriebspramie.

Der Beschwerdefiihrer verfligte im Antragsjahr 2008 Uber eine im Rahmen der Beihilfenberechnung zu
bertcksichtigende Heimflache im Ausmal von 18,93 ha.

Der Beschwerdeflihrer war im Antragsjahr 2008 Auftreiber auf die Almen mit den BStNr. XXXX und XXXX. Fir diese
stellten die jeweils zustéandigen Almbewirtschafter ebenso Mehrfachantrage-Flachen 2008.Der Beschwerdefuhrer war
im Antragsjahr 2008 Auftreiber auf die Almen mit den BStNr. romisch 40 und rémisch 40 . Fur diese stellten die jeweils
zustandigen Almbewirtschafter ebenso Mehrfachantrage-Flachen 2008.

Die erstgenannte Alm verflgte im Antragsjahr 2008 Uber eine Almfutterflache im Ausmal3 von 67,54 ha. Auf Basis von
insgesamt 55,00 auf die AIm aufgetriebenen RGVE und unter Berlcksichtigung der Anzahl der vom Beschwerdefihrer
aufgetriebenen RGVE (1,00), war diesem im Rahmen der Beihilfenberechnung ein anteiliges Almfutterflichenausmafd
von 1,23 ha zuzurechnen.

Die zweitgenannte Alm verfligte im Antragsjahr 2008 Uber eine Almfutterflache im AusmaR von 273,96 ha. Auf Basis
von insgesamt 91,28 auf die Alm aufgetriebenen RGVE und unter BerUcksichtigung der Anzahl der vom
Beschwerdefiihrer aufgetriebenen RGVE (21,25), war diesem im Rahmen der Beihilfenberechnung ein anteiliges
Almfutterflachenausmalf? von 63,78 ha zuzurechnen.

Der Beschwerdeflhrer beantragte im Zuge der Antragstellung auf Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie 2008
eine beihilfefahige Flache im AusmaR von 145,94 ha (Heimflache: 18,93 ha; anteilige Almflache: 127,01 ha) und verfigte
im Antragsjahr 2008 Uber 121,36 flachenbezogene Zahlungsanspriche.

Daruber hinaus wird der unter Punkt I. wiedergegebene Verfahrensgang als Sachverhalt festgestelltDartber hinaus
wird der unter Punkt romisch eins. wiedergegebene Verfahrensgang als Sachverhalt festgestellt.

2. Beweiswurdigung:

Der Mehrfachantrag-Flachen 2008 des Beschwerdefiihrers liegt dem Verwaltungsakt bei.


https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/8i

Das Ausmald der im Rahmen der Beihilfenberechnung zu bericksichtigenden Flache des Heimbetriebes des
Beschwerdefiihrers beruht im Wesentlichen auf dessen eigenen Angaben. So beantragte dieser ein Flachenausmaf}
von 18,93 ha (vgl. Beilage "Flachennutzung" zum Mehrfachantrag-Flachen 2008). Davon wurde von der belangten
Behorde - unter der Vorgabe, dass fur beihilfefahige Flache, die die MindestgroRe von 0,10 ha nicht erfullt, keine
Zahlung gewahrt werden kann - eine Flache von 18,93 ha als berucksichtigungsfahig erachtet. Dieses ermittelte
FlachenausmaR des Heimbetriebes wurde bereits dem Bescheid vom 30.12.2008 zu Grunde gelegt und weder im
Rahmen eines Rechtsmittel gegen diesen Bescheid noch im Rahmen der gegenstandlichen Beschwerde seitens des
Beschwerdefihrers beanstandet. Auch sonst ergeben sich keine Anzeichen aus dem Akt, wonach den diesbeziiglichen
Feststellungen der belangten Behdrde nicht zu folgen ware.Das Ausmal3 der im Rahmen der Beihilfenberechnung zu
bertcksichtigenden Flache des Heimbetriebes des Beschwerdeflihrers beruht im Wesentlichen auf dessen eigenen
Angaben. So beantragte dieser ein Flachenausmall von 18,93 ha vergleiche Beilage "Flachennutzung" zum
Mehrfachantrag-Flachen 2008). Davon wurde von der belangten Behdrde - unter der Vorgabe, dass fur beihilfefahige
Flache, die die MindestgréRe von 0,10 ha nicht erfullt, keine Zahlung gewahrt werden kann - eine Flache von 18,93 ha
als bertcksichtigungsfahig erachtet. Dieses ermittelte Flachenausmald des Heimbetriebes wurde bereits dem Bescheid
vom 30.12.2008 zu Grunde gelegt und weder im Rahmen eines Rechtsmittel gegen diesen Bescheid noch im Rahmen
der gegenstandlichen Beschwerde seitens des Beschwerdeflhrers beanstandet. Auch sonst ergeben sich keine
Anzeichen aus dem Akt, wonach den diesbezliglichen Feststellungen der belangten Behérde nicht zu folgen ware.

Dass der Beschwerdefuhrer im Antragsjahr 2008 Auftreiber auf die erst- und zweitgenannte Alm gewesen ist, ist den
im Akt einliegenden Unterlagen zu entnehmen (vgl. ua Mehrfachantrage-Flachen die verfahrensgegenstandlichen
Almen betreffend).Dass der Beschwerdefihrer im Antragsjahr 2008 Auftreiber auf die erst- und zweitgenannte Alm
gewesen ist, ist den im Akt einliegenden Unterlagen zu entnehmen vergleiche ua Mehrfachantrage-Flachen die
verfahrensgegenstandlichen Almen betreffend).

Die Flachenausmalle der erst- und zweitgenannten Alm beruhen auf durch Kontrollorgane der belangten Behérde
durchgefihrten Vor-Ort-Kontrollen (vgl. Kontrollberichte vom 20.11.2012und 16.10.2012). Die Ergebnisse dieser Vor-
Ort-Kontrollen fir das Antragsjahr 2008 stellen sich fur das Bundesverwaltungsgericht nach Einsicht in das INVEKOS-
GIS zum einen als nachvollziehbar dar - wobei dem Bundesverwaltungsgericht insbesondere die seitens der AMA
vorgenommene Einteilung der Almflache in Schldge auf Basis des darauf befindlichen Bestandes und der fir die
einzelnen Schldge herangezogene Uberschirmungsgrad bzw. NLN-Faktor als plausibel und den tatséchlichen
Gegebenheiten entsprechend erscheinen. Zum anderen werden die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen seitens des
BeschwerdefUhrers auch nicht ausreichend substantiiert bestritten und tritt er diesen nicht auf derselben fachlichen
Ebene entgegen. Das Vorbringen gegen die Richtigkeit der Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen ist jedenfalls als nicht
hinreichend konkret zu werten (beachte dazu insbesondere die Ausfihrungen unter Punkt 3. Spruchpunkt A).Die
FlachenausmaBe der erst- und zweitgenannten Alm beruhen auf durch Kontrollorgane der belangten Behoérde
durchgefiihrten Vor-Ort-Kontrollen vergleiche Kontrollberichte vom 20.11.2012und 16.10.2012). Die Ergebnisse dieser
Vor-Ort-Kontrollen fir das Antragsjahr 2008 stellen sich fiir das Bundesverwaltungsgericht nach Einsicht in das
INVEKOS-GIS zum einen als nachvollziehbar dar - wobei dem Bundesverwaltungsgericht insbesondere die seitens der
AMA vorgenommene Einteilung der Almflache in Schlage auf Basis des darauf befindlichen Bestandes und der fur die
einzelnen Schldge herangezogene Uberschirmungsgrad bzw. NLN-Faktor als plausibel und den tatséchlichen
Gegebenheiten entsprechend erscheinen. Zum anderen werden die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen seitens des
Beschwerdefihrers auch nicht ausreichend substantiiert bestritten und tritt er diesen nicht auf derselben fachlichen
Ebene entgegen. Das Vorbringen gegen die Richtigkeit der Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen ist jedenfalls als nicht
hinreichend konkret zu werten (beachte dazu insbesondere die Ausfuhrungen unter Punkt 3. Spruchpunkt A).

Damit sind im vorliegenden Fall - bei unstrittiger Fldiche des Heimbetriebes - die im Zuge der Vor-Ort-Kontrollen
festgestellten Flachenausmalie der verfahrensgegenstandlichen Almen der Beihilfenberechnung 2008 zu Grunde zu
legen.

Dass der Beschwerdefuihrer im Antragsjahr 2008 ein beihilfefahiges Flachenausmal von 145,94 ha (Heimflache: 18,93
ha; anteilige Aimflache: 127,01 ha) beantragt und Uber 121,36 flichenbezogene Zahlungsanspriiche verfiigt hat, geht
aus den Mehrfachantréagen-Flachen 2008 bzw. dem angefochtenen Bescheid hervor und wurde vom
Beschwerdefihrer nicht bestritten.

Der Ubrige Sachverhalt ergibt sich aus den Akten des Verwaltungsverfahrens und blieb sowohl im



Verwaltungsverfahren als auch im Beschwerdeverfahren dem Grunde nach unbestritten. Folglich konnten diese
Kennzahlen dem vorliegenden Erkenntnis zugrunde gelegt werden.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zustandigkeit und Allgemeines:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal3 Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes
Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von
Bundesbehorden besorgt werden.Gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte
Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal Artikel 131, Absatz
2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der
Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.

Gemald Art. 151 Abs. 51 Z 8 B-VG geht die Zustandigkeit zur Weiterfihrung der mit Ablauf des 31. Dezember 2013 beim
Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft als im Instanzenzug Ubergeordneter
Behorde anhangigen Verfahren auf die Verwaltungsgerichte tGber.GemaR Artikel 151, Absatz 51, Ziffer 8, B-VG geht die
Zustandigkeit zur Weiterfihrung der mit Ablauf des 31. Dezember 2013 beim Bundesminister fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft als im Instanzenzug lGibergeordneter Behtrde anhangigen Verfahren auf
die Verwaltungsgerichte Uber.

GemalR§ 6 MOG 2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.Gemal3 Paragraph 6, MOG
2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit
sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung
des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der

Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemal’ 8 1 AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf
Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als
Bundesbehoérde besorgt werden.Gemal Paragraph eins, AMA-Gesetz kénnen Angelegenheiten, soweit diese durch
Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen

werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehdrde besorgt werden.

Gemal 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller Bestimmung besteht
gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit.Gemall Paragraph 6, BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Mangels spezieller Bestimmung besteht gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemafR anzuwenden, die die
Behorde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemal3 Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
Bundes- oder Landesgesetzen sinngemald anzuwenden, die die Behdrde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemal 8 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist. Gemaf Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden
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gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.Gemdal3 Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG kann von der
Durchfihrung einer muandlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

Zu A)
Rechtsgrundlagen:

Art. 22, 43 und 44 der Verordnung (EG) 1782/2003 des Rates vom 29.09.2003 mit gemeinsamen Regeln flr
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr.
1453/2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr.
2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001, ABI L 2003/270, 1, (im Folgenden: VO (EG) 1782/2003) lautet:Artikel 22, 43 und 44 der
Verordnung (EG) 1782 aus 2003, des Rates vom 29.09.2003 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen
der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe
und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452 aus 2001,, (EG) Nr. 1453 aus 2001,, (EG) Nr. 1454
aus 2001,, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251 aus 1999,, (EG) Nr. 1254 aus 1999,, (EG) Nr. 1673 aus 2000,, (EWG) Nr.
2358/71 und (EG) Nr. 2529 aus 2001,, Amtsblatt L 2003/270, 1, (im Folgenden: VO (EG) 1782 aus 2003,) lautet:

"Artikel 22 Beihilfeantrage

(1) Soweit anwendbar muss jeder Betriebsinhaber fur die unter das integrierte System fallenden Direktzahlungen jedes
Jahr einen Antrag mit gegebenenfalls folgenden Angaben einreichen:

e Strichaufzahlung
alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs,

e Strichaufzahlung
im Falle eines Antrags auf die in Titel IV Kapitel 10b vorgesehene Beihilfe fiir Olivenhaine, oder wenn ein
Mitgliedstaat die Méglichkeit nach Artikel 20 Absatz 3 nutzt, die Anzahl und den Standort der Olb&dume auf der
Parzelle,im Falle eines Antrags auf die in Titel romisch vier Kapitel 10b vorgesehene Beihilfe fir Olivenhaine, oder
wenn ein Mitgliedstaat die Méglichkeit nach Artikel 20 Absatz 3 nutzt, die Anzahl und den Standort der Olb&dume
auf der Parzelle,

e -Strichaufzahlung
Anzahl und Hohe der Zahlungsanspruiche,

e -Strichaufzahlung
alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind.

(2)und 3) [ 1"
"Artikel 43 Bestimmung der Zahlungsanspruche

(1) Unbeschadet des Artikels 48 erhalt ein Betriebsinhaber einen Zahlungsanspruch je Hektar Flache, der sich in der
Weise berechnet, dass der Referenzbetrag durch den Dreijahresdurchschnitt der Hektarzahl aller Flachen geteilt wird,
far die im Bezugszeitraum ein Anspruch auf Direktzahlungen nach Anhang VI bestand.(1) Unbeschadet des Artikels 48
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erhalt ein Betriebsinhaber einen Zahlungsanspruch je Hektar Flache, der sich in der Weise berechnet, dass der
Referenzbetrag durch den Dreijahresdurchschnitt der Hektarzahl aller Flachen geteilt wird, fur die im Bezugszeitraum
ein Anspruch auf Direktzahlungen nach Anhang rémisch sechs bestand.

Die Gesamtzahl der Zahlungsansprtiche ist gleich der genannten durchschnittlichen Hektarzahl.

In dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten Fall ist jedoch die Gesamtzahl der Zahlungsanspriche gleich der
durchschnittlichen Hektarzahl desselben Zeitraums, die fur die Festlegung der Referenzbetrage verwendet wird; auf
diese Zahlungsanspruche findet

Artikel 42 Absatz 8 Anwendung.
(2) bis (4) [ ]
Artikel 44 Nutzung der Zahlungsanspruche

(1) Jeder Zahlungsanspruch gibt zusammen mit je einem Hektar beihilfefahiger Flache Anspruch auf Zahlung des mit
dem Zahlungsanspruch festgesetzten Betrags.

(2) Eine "beihilfefahige Flache" ist jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs, ausgenommen die fur Walder oder nicht
landwirtschaftliche Tatigkeiten genutzten Flachen.

(3)und (4 []"

Art. 2 Abs. 22, 12, 19, 22, 23 Abs. 1, 50, 51, 68 und 73 der VO (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21.04.2004 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem gemal3 den Verordnungen (EG) Nr. 1782/2003 und (EG) Nr. 73/2009 des Rates sowie
mit Durchfihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemalR der Verordnung (EG) Nr.
479/2008 des Rates, ABI. L 141 vom 30.4.2004, S. 18, (VO (EG) 796/2004), lauten auszugsweise:Artikel 2, Absatz 22, 12,
19, 22, 23, Absatz eins, 50, 51, 68 und 73 der VO (EG) Nr. 796 aus 2004, der Kommission vom 21.04.2004 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem gemaR den Verordnungen (EG) Nr. 1782 aus 2003, und (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates sowie mit Durchfuhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemal der Verordnung
(EG) Nr. 479 aus 2008, des Rates, Amtsblatt L 141 vom 30.4.2004, S. 18, (VO (EG) 796 aus 2004,), lauten auszugsweise:

"Artikel 2

[]

22. "Ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsansprichen als ermittelte Flache zu betrachten;"

"Artikel 12 Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffenden Beihilferegelungen;

c) die Identifizierung der Zahlungsanspruche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemaf}
Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;

d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedrickt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die
Parzelle bewassert wird;

[]

f) eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fur die Gewahrung der betreffenden
Beihilfen Kenntnis genommen hat."

"Artikel 19 Berichtigung offensichtlicher Irrtimer



Unbeschadet der Artikel 11 bis 18 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”

"Artikel 22 Riicknahme von Beihilfeantragen
(1) Ein Beihilfeantrag kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zuriickgenommen werden. [ ]

Hat die zustandige Behdrde den Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag hingewiesen
oder ihn von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufihren, und werden bei dieser Kontrolle
Unregelmaligkeiten festgestellt, so konnen die von einer UnregelmaRigkeit betroffenen Teile des Beihilfeantrags nicht

zurtiickgenommen werden.

(2) Ricknahmen nach Absatz 1 versetzen den Antragsteller wieder in die Situation, in der er sich vor Einreichung des
betreffenden Antrags oder Antragsteils befand."

"Artikel 23 Allgemeine Grundsatze

(1) Die in dieser Verordnung geregelten Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen werden so durchgefuhrt, dass
zuverlassig gepruft werden kann, ob die Voraussetzungen fur die Gewahrung der Beihilfen und die Anforderungen und
Standards fur die anderweitigen Verpflichtungen eingehalten wurden."

"Artikel 50 Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [ ], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags
die angemeldete Flache bertcksichtigt.

(2) Ergibt sich bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung eine Abweichung zwischen den
angemeldeten Zahlungsanspriuchen und der angemeldeten Flache, so wird fir die Berechnung der Zahlung die
niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, [ ], die im Sammelantrag
angegebene Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemalid
den Artikeln 51 und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe
ermittelten Flache berechnet.

Unbeschadet von Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der
ermittelten Gesamtflache und der flir Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaf3 den Titeln Ill, IV und Va
der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 angemeldeten Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit
der angemeldeten Fliche gleichgesetzt. Fir diese Berechnung werden nur Ubererkldrungen auf Kulturgruppenebene
bericksichtigt.Unbeschadet von Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, wird jedoch im Falle, dass die
Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflache und der fir Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaf
den Titeln rémisch drei, romisch vier und rémisch vier a der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fur diese

Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene berticksichtigt.

Die Bestimmung von Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fir Zahlungen angemeldeten

Gesamtflache betragt. [
]ll
"Artikel 51 Kiirzungen und Ausschliisse in Féllen von Ubererklarungen

(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fur die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [ 1,
Uber der gemal3 Artikel 50 Absatze 3 und 5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf
der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die

Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene

Beihilfe gewahrt.



Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angegebenen Flache und der gemdal3 Artikel 50 Absatze 3 und 5 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschliel3en. [ ]

(2a) Hat ein Betriebsinhaber mehr Flache als Zahlungsanspriche gemeldet und erfullt die gemeldete Flache alle
anderen Beihilfebedingungen, so finden die in Absatz 1 genannten Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung.

Hat ein Betriebsinhaber mehr Flache als Zahlungsanspriche gemeldet und erfullt die gemeldete Flache alle anderen
Beihilfebedingungen nicht, so ist die in Absatz 1 genannte Differenz die Differenz zwischen der Flache, die alle anderen
Beihilfebedingungen erfullt, und dem Betrag der gemeldeten Zahlungsverpflichtungen."

"Artikel 68 Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.(1) Die in
Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

(2) Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile des
Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behorde schriftlich darlber informiert, dass der
Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der
Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufihren, oder die zustandige
Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Gber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.(2) Die
in Kapitel romisch eins vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile
des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behdrde schriftlich dartber informiert, dass der
Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der
Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, oder die zustandige
Behorde hat den Betriebsinhaber bereits Uber Unregelmaligkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fuhrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation."

"Artikel 73 Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdagen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald

Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

[1

(4) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden

konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwélf Monaten nach der Zahlung

Ubermittelt worden ist.

(5) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal’ Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt
wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind.

Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre verkirzt, wenn der Begunstigte in gutem Glauben

gehandelt hat.

(6) Fur Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen gemald den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zurtickgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.(6) Fir Betrage, die aufgrund von
Kdrzungen und Ausschlissen gemaR den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels romisch vier zurtickgezahlt
werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.

(7) Die Absatze 4 und 5 gelten nicht bei Vorschussen."



Art. 3 der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europaischen Gemeinschaften lautet:Artikel 3, der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 uber den
Schutz der finanziellen Interessen der Europadischen Gemeinschaften lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine klrzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmaligkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschlul3 des Programms.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung
beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne dal’ die zustandige Behdrde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Falle,

in denen das Verwaltungsverfahren gemal Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."
Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

Im vorliegenden Fall wurde flr das Antragsjahr 2008 bei einer beantragten beihilfefahigen anteiligen Aimfutterflache
von 127,01 ha eine tatsachlich vorhandene Flache von 65,01 ha ermittelt, was fur den Beschwerdefiihrer unter
Berulcksichtigung der vorhandenen Zahlungsansprtiche eine Fldchendifferenz von 37,42 ha bedeutet.

Die Differenz zwischen beantragter und ermittelter Futterflache betrug somit "Uber 20 %", was grundsatzlich
(zusatzliche) Sanktionen zur Folge hatte. Da jedoch die in diesem Zusammenhang relevante Verjahrungsfrist von vier
Jahren bereits verstrichen war, wurden seitens der belangten Behdrde gegenstandlich keine Sanktionen verhdngt.
Samtliche vorgebrachten Beschwerdepunkte diesbezlglich gehen daher ins Leere, insbesondere auch der Einwand,
dass der Beschwerdefiihrer an der Uberhdhten Beantragung kein Verschulden treffe und im guten Glauben gehandelt

habe, sowie dass die verhangte Sanktion unangemessen hoch sei.

Wie der Beschwerdefihrer in seiner Beschwerde selbst anfiihrt, ist der Almbewirtschafter Verwalter und
Prozessbevollmdachtigter des Almauftreibers, der u.a. auch zur Antragstellung fir den Auftreiber bevollmachtigt ist. Die
Einbringung und Einschrankungen der Beihilfeantrage fur die gegenstandlichen Almen sind dem Beschwerdefthrer
daher zuzurechnen (VwGH 17.06.2009, 2008/17/0224; 11.12.2009, 2007/17/0195).

Nach den angeflhrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines
Antrages des Beihilfeempfangers. Vor-Ort-Kontrollen haben eine Reduktion der Almfutterflache ergeben. Die Behérde
war daher nach Art. 73 der VO (EG) 796/2004 verpflichtet, jenen Betrag, der aufgrund des ursprunglich eingereichten
Antrages zuerkannt worden war, der aber den nunmehr zustehenden Betrag Ubersteigt, zurtickzufordern (vgl. VwGH
09.09.2013, 2011/17/0216).Nach den angefihrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen
Betriebspramie auf Grundlage eines Antrages des Beihilfeempfangers. Vor-Ort-Kontrollen haben eine Reduktion der
Almfutterflache ergeben. Die Behdrde war daher nach Artikel 73, der VO (EG) 796 aus 2004, verpflichtet, jenen Betrag,
der aufgrund des ursprunglich eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der aber den nunmehr zustehenden
Betrag Ubersteigt, zurlickzufordern vergleiche VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216).

Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen sind, wie sich aus den Feststellungen ergibt, nicht zu beanstanden. Die allgemein
gehaltenen Hinweise auf die Problematik bei der Ermittlung der Almfléchen, insbesondere des Uberschirmungsgrades,
kénnen konkrete Hinweise auf die dem Ermittlungsorgan allenfalls unterlaufene Fehlbeurteilungen bei den im
Beschwerdefall vorgenommenen Vor-Ort-Kontrollen nicht ersetzen (VWGH 17.11.2014,2013/17/0111). Den
Beschwerdefuhrer trifft die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmale (VWGH
09.09.2013, 2011/17/0216). Auch der Umstand, dass die Behdrde zundachst die Flachenangaben der antragstellenden
Partei ihrem Bescheid zu Grunde legte, steht einer Abanderung des entsprechenden Bescheides nach Feststellung der
objektiven Ausmale der beantragten Flachen und einer allfalligen Anwendung der in der VO (EG) 796/2004
vorgesehenen Sanktionen nicht entgegen (VWGH 20.07.2011, 2007/17/0164).Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen


https://www.jusline.at/entscheidung/1034362
https://www.jusline.at/entscheidung/1032603
https://www.jusline.at/entscheidung/1024429
https://www.jusline.at/entscheidung/1024429
https://www.jusline.at/entscheidung/1021862
https://www.jusline.at/entscheidung/1024429
https://www.jusline.at/entscheidung/1030369

sind, wie sich aus den Feststellungen ergibt, nicht zu beanstanden. Die allgemein gehaltenen Hinweise auf die
Problematik bei der Ermittlung der Aimflachen, insbesondere des Uberschirmungsgrades, kénnen konkrete Hinweise
auf die dem Ermittlungsorgan allenfalls unterlaufene Fehlbeurteilungen bei den im Beschwerdefall vorgenommenen
Vor-Ort-Kontrollen nicht ersetzen (VwGH 17.11.2014, 2013/17/0111). Den BeschwerdefUhrer trifft die Verantwortung
far die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalie (VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216). Auch der Umstand,
dass die Behorde zunachst die Flachenangaben der antragstellenden Partei ihrem Bescheid zu Grunde legte, steht
einer Abanderung des entsprechenden Bescheides nach Feststellung der objektiven Ausmalie der beantragten Flachen
und einer allfalligen Anwendung der in der VO (EG) 796 aus 2004, vorgesehenen Sanktionen nicht entgegen (VWGH
20.07.2011, 2007/17/0164).

Nicht einzugehen war auf den Einwand bezlglich der Nichtbertcksichtigung von Landschaftselementen, da der
Beschwerdefihrer es unterldsst darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die Berlcksichtigung dieser Gegebenheiten
hatte fuhren kénnen (vgl. VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165; 17.11.2014,2013/17/0111).Nicht einzugehen war auf den
Einwand beziglich der Nichtberlcksichtigung von Landschaftselementen, da der Beschwerdeflhrer es unterlasst
darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die Berlcksichtigung dieser Gegebenheiten hatte fihren kénnen vergleiche
VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165; 17.11.2014,2013/17/0111).

Der Beschwerdeflihrer bringt vor, es liege ein Irrtum der Behorde vor, da diese bei friheren Vor-Ort-Kontrollen zu
anderen, hoheren Flachenfeststellungen gelangt sei und sich der Antragsteller daran orientiert habe. Der in der
zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Rickforderung vor, wenn ein
Behordenirrtum vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt
jedoch auch auf Grund des klaren Wortlautes der Bestimmung kein Behdrdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutglaubiger
Erwerb der zu Unrecht ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da der hier
skizzierte Bestimmung den Vertrauensschutz abschlielend regelt (Deutsches BVerwG 29.03.2005, 3 B 117.04).

Der Beschwerdefiihrer geht in seiner Beschwerde weiters von einem Irrtum der Behdérde aus, weil sich die
Messsysteme geandert hatten. Nach den oben angeflhrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich genutzte
Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die
Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen moglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind.
Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur
Verfligung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde
zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fldche unter Bdumen, eine
Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch
verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise Gerdllflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise
vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen (vgl. Pkt. 4
des Almleitfadens). Im Jahr 2010 stellte die AMA fur die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (=nicht
landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfigung, bei dem nach Abschatzung des
Uberschirmungsgrades die Abschatzung der tbrigen unproduktiven Flache in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dabei
handelte es sich nicht um eine Anderung eines Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine verbesserte
Messgenauigkeit erfolgte mit der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung
der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus dem Beschwerdeflhrer ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde
konkret darzulegen gewesen. Die Beschwerde enthdlt keine konkreten Angaben, bei welchen Schlagen sich
Abweichungen ausschlieBlich durch den neuen NLN-Faktor ergeben hatten.Der Beschwerdefihrer geht in seiner
Beschwerde weiters von einem Irrtum der Behérde aus, weil sich die Messsysteme gedandert hatten. Nach den oben
angefuhrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen
bestandene Flachen kdénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter
denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Fldchen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verflugung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden”). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fldche unter Biumen, eine Abschitzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise Gerodllflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller
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blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr
2010 stellte die AMA fur die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (=nicht landwirtschaftliche Nutzflache)
zusitzlich ein Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschatzung des Uberschirmungsgrades die
Abschatzung der Ubrigen unproduktiven Flache in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dabei handelte es sich nicht um eine
Anderung eines Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte mit der
verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern
daraus dem Beschwerdefiihrer ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen.
Die Beschwerde enthalt keine konkreten Angaben, bei welchen Schlagen sich Abweichungen ausschlief3lich durch den
neuen NLN-Faktor ergeben hatten.

Die VO (EG) 796/2004 enthdlt in Art. 73 Abs. 6 spezielle Verjahrungsbestimmungen. Der VWGH hat zwar in anderem
Zusammenhang die Anwendung dieser Bestimmungen bejaht (VwGH 29.05.2015,2012/17/0198; vgl. auch VwGH
27.01.2012,2011/17/0142 zur vorhergehenden VO (EG) 2419/2001, welche dieselbe Verjahrungsbestimmung enthielt),
wendet in einem ahnlich gelagerten Fall jedoch Art. 3 Abs. 1 der "horizontalen" Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95
an, die generell fir Unregelmaligkeiten in Bezug auf das Unionsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen
Marktorganisation gilt (vwGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vgl. Busse/Haarstrich, Agrarfoérderrecht, S. 80). Gemal3 dieser
Bestimmung beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem Tag zu
laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fur
Mehrfachantrage-Flachen fir mehrere Jahre vor, so liegt eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die
Verjahrungsfrist frihestens mit Einbringung des letzten fehlerhaften Mehrfachantrages-Flachen zu laufen (vgl. VG
Hannover, 30.11.2007, 11 A 4535/06; ansatzweise VWGH 07.10.2013, 2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fur
Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als auch fur verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs.
C-278/02, Handlbauer). Hinsichtlich der Richtigstellung auf die ermittelte Flache gilt gemaR Art. 73 Abs. 5 erster
Unterabsatz VO (EG) Nr. 794/2004 eine Frist von zehn Jahren (gerechnet ab Auszahlung bis zu dem Tag, an dem
mitgeteilt worden ist, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt wurde). Die Verjahrungsfrist fir die Ruckforderung aufgrund
der Richtigstellung war daher gegenwartig noch nicht abgelaufen.Die VO (EG) 796 aus 2004, enthalt in Artikel 73,
Absatz 6, spezielle Verjahrungsbestimmungen. Der VWGH hat zwar in anderem Zusammenhang die Anwendung dieser
Bestimmungen bejaht (VwWGH 29.05.2015, 2012/17/0198; vergleiche auch VwGH 27.01.2012,2011/17/0142 zur
vorhergehenden VO (EG) 2419 aus 2001,, welche dieselbe Verjahrungsbestimmung enthielt), wendet in einem ahnlich
gelagerten Fall jedoch Artikel 3, Absatz eins, der "horizontalen" Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 an, die generell
fir UnregelmaRigkeiten in Bezug auf das Unionsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen
Marktorganisation gilt (vwGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vergleiche Busse/Haarstrich, Agrarférderrecht, S. 80). Gemal
dieser Bestimmung beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem
Tag zu laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fur
Mehrfachantrage-Flachen fir mehrere Jahre vor, so liegt eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die
Verjahrungsfrist frihestens mit Einbringung des letzten fehlerhaften Mehrfachantrages-Flachen zu laufen vergleiche
VG Hannover, 30.11.2007, 11 A 4535/06; ansatzweise VWGH 07.10.2013, 2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fur
Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als auch fur verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs.
C-278/02, Handlbauer). Hinsichtlich der Richtigstellung auf die ermittelte Flache gilt gemal Artikel 73, Absatz 5, erster
Unterabsatz VO (EG) Nr. 794 aus 2004, eine Frist von zehn Jahren (gerechnet ab Auszahlung bis zu dem Tag, an dem
mitgeteilt worden ist, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt wurde). Die Verjahrungsfrist fir die Ruckforderung aufgrund
der Richtigstellung war daher gegenwartig noch nicht abgelaufen.

Kdrzungen und Ausschlisse finden gemaR8 8i Abs. 1 MOG keine Anwendung, wenn fir den auftreibenden
Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der AlIm- oder
Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kdnnen. Da - wie oben bereits dargestellt wurde - die Verjahrungsfrist von
vier Jahren bereits verstrichen war, wurden seitens der belangten Behorde gegenstandlich keine Sanktionen verhangt.
Somit ist kein Anwendungsbereich der genannten Bestimmung gegeben (vgl. auch BVvwG 12.01.2016, W138 2104706-
1).Kirzungen und AusschlUsse finden gemall Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG keine Anwendung, wenn fir den
auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der
Alm- oder Weidefutterflaichen zweifeln lassen hatten kénnen. Da - wie oben bereits dargestellt wurde - die
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Verjahrungsfrist von vier Jahren bereits verstrichen war, wurden seitens der belangten Behdérde gegenstandlich keine
Sanktionen verhangt. Somit ist kein Anwendungsbereich der genannten Bestimmung gegeben vergleiche auch BvwG
12.01.2016, W138 2104706-1).

Das Vorbringen des Beschwerdefuhrers, gemal3 Art. 19 VO (EG) 7962004 koénne ein Beihilfeantrag nach seiner
Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkenne, Gberzeugt
nicht. Beim hier zu beurteilenden Beschwerdefall wurde ein grof3eres Futterflichenausmald beantragt, als die Alm
tatsachlich umfasst, weshalb von einer Ubererklérung ISd Art. 51 der VO (EG) 796/2004) auszugehen ist. Diese
Ubererkldrung war auch nicht ohne weiteres erkennbar, enthielt doch der der Behérde vorliegende Beihilfeantrag
keinerlei Anhaltspunkte fur eine Erkennbarkeit einer irrtimlichen Angabe. Grundsatzliche Voraussetzung fiur die
Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist aber die Widerspruchlichkeit des Antrags in sich, die einem sorgfaltigen
Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstlirze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage getreten sind, die
der Behdrde zur Zeit der Erledigung des Antrags bekannt waren oder hatten bekannt sein mussen, aus denen ein
Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen ware, hat die belangte Behdrde zutreffend angenommen, dass Art.
19 VO (EG) 796/2004 nicht greift (vgl. VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216; 26.03.2010, 2009/17/0069).Das Vorbringen des
Beschwerdefiihrers, gemaR Artikel 19, VO (EG) 7962004 kdnne ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit
berichtigt werden, wenn die zustandige Behorde offensichtliche Irrtiimer anerkenne, tberzeugt nicht. Beim hier zu
beurteilenden Beschwerdefall wurde ein groReres Futterflichenausmal3 beantragt, als die Alm tatsachlich umfasst,
weshalb von einer Ubererkla'rung ISd Artikel 51, der VO (EG) 796 aus 2004,) auszugehen ist. Diese Ubererkla'rung war
auch nicht ohne weiteres erkennbar, enthielt doch der der Behdrde vorliegende Beihilfeantrag keinerlei Anhaltspunkte
far eine Erkennbarkeit einer irrtimlichen Angabe. Grundsatzliche Voraussetzung fir die Anerkennung eines
offensichtlichen Irrtums ist aber die Widerspruchlichkeit des Antrags in sich, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge
springen muss, wie etwa Ziffernstlrze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage getreten sind, die der Behdrde zur Zeit
der Erledigung des Antrags bekannt waren oder hatten bekannt sein mussen, aus denen ein Irrtum bei der
Antragstellung ersichtlich gewesen ware, hat die belangte Behdrde zutreffend angenommen, dass Artikel 19, VO (EG)
796 aus 2004, nicht greift vergleiche VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216; 26.03.2010, 2009/17/0069).

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.

Ein Rechtsanspruch auf bescheidmallige Festsetzung der Referenzflache ist den europarechtlichen Rechtsgrundlagen
nicht zu entnehmen (ausfihrlich dazu BVwG 21.05.2014, W118 2007172). Nach standiger Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes sind die Verwaltungsbehérden befugt, im Rahmen ihrer 6rtlichen und sachlichen
Zustandigkeit auch Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hiefliir entweder eine diesbezlgliche ausdrickliche
gesetzliche Anordnung vorliegt, oder ein im &ffentlichen Interesse begriindeter Anlass dazu gegeben oder aber die
Feststellung im rechtlichen Interesse einer Partei erforderlich ist und die Verwaltungsvorschriften nicht anderes
bestimmen. Ein Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann nicht zulassig, wenn die fur die Feststellung maRgebende
Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei
insbesondere auch die Mdoglichkeit der Erlassung eines Leistungsbescheides der Zulassigkeit eines
Feststellungsbescheides entgegensteht (vgl. VwGH 23.01.2014, 2013/07/0133 unter Verweis auf VwWGH 25.04.1996,
95/07/0216). Wenn man vermeint, in 8 13 INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008 eine gesetzliche Anordnung zur
Erlassung von Feststellungsbescheiden zu erblicken, ist auf die hochstgerichtliche Judikatur zu verweisen, wonach die
angefuhrte Bestimmung lediglich eine Prazisierung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Zulassigkeit
von Feststellungsbescheiden darstellen kann (VwGH 16.05.0211, 2011/17/0007).Ein  Rechtsanspruch auf
bescheidmaRige Festsetzung der Referenzflache ist den europarechtlichen Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen
(ausfuhrlich dazu BVwG 21.05.2014, W118 2007172). Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
sind die Verwaltungsbehdrden befugt, im Rahmen ihrer ortlichen und sachlichen Zustandigkeit auch
Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hiefiir entweder eine diesbezlgliche ausdruckliche gesetzliche Anordnung
vorliegt, oder ein im &ffentlichen Interesse begriindeter Anlass dazu gegeben oder aber die Feststellung im rechtlichen
Interesse einer Partei erforderlich ist und die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen. Ein
Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann nicht zulassig, wenn die fir die Feststellung maRgebende Rechtsfrage im
Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei insbesondere
auch die Moglichkeit der Erlassung eines Leistungsbescheides der Zulassigkeit eines Feststellungsbescheides
entgegensteht vergleiche VwGH 23.01.2014, 2013/07/0133 unter Verweis auf VwWGH 25.04.1996,95/07/0216). Wenn
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man vermeint, in Paragraph 13, INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008 eine gesetzliche Anordnung zur Erlassung von
Feststellungsbescheiden zu erblicken, ist auf die hochstgerichtliche Judikatur zu verweisen, wonach die angefihrte
Bestimmung lediglich eine Prazisierung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Zulassigkeit von
Feststellungsbescheiden darstellen kann (VwGH 16.05.0211, 2011/17/0007).

Eine auf die Festlegung der Referenzflache folgende Antragstellung ist zwingende Voraussetzung flr die Gewahrung
von Pramien. Sie ist fur den Beschwerdeflhrer nicht nur moglich, sondern vielmehr unumganglich. Die Beschreitung
des Rechtswegs vor den Verwaltungsbehoérden bzw. den Gerichten durch den Beschwerdefihrer im Sinn der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist auch zumutbar (VWGH 14.10.2013,2013/12/0042). Wenn der
BeschwerdefUhrer vorbringt, eine Beantragung Uber das Ausmal3 der seitens der AMA festgesetzten Referenzflache
hinaus berge das Risiko einer Sanktionierung, ist darauf hinzuweisen, dass ein solches Risiko nach der oben zitierten
Rechtsprechung etwa durch die Beiziehung eines Sachverstandigen vermieden werden kann. Der vom
Beschwerdeflhrer begehrte Feststellungsbescheid wurde auch die Kognitionsbefugnis des
Bundesverwaltungsgerichtes gemaR § 28 VwWGVG iVm Art. 130 B-VG UberschreitenEine auf die Festlegung der
Referenzflache folgende Antragstellung ist zwingende Voraussetzung fir die Gewdhrung von Pramien. Sie ist flr den
Beschwerdefiihrer nicht nur méglich, sondern vielmehr unumganglich. Die Beschreitung des Rechtswegs vor den
Verwaltungsbehérden bzw. den Gerichten durch den Beschwerdefihrer im Sinn der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ist auch zumutbar (VwWGH 14.10.2013,2013/12/0042). Wenn der Beschwerdeflhrer
vorbringt, eine Beantragung Uber das Ausmald der seitens der AMA festgesetzten Referenzflache hinaus berge das
Risiko einer Sanktionierung, ist darauf hinzuweisen, dass ein solches Risiko nach der oben zitierten Rechtsprechung
etwa durch die Beiziehung eines Sachverstandigen vermieden werden kann. Der vom Beschwerdeflhrer begehrte
Feststellungsbescheid wirde auch die Kognitionsbefugnis des Bundesverwaltungsgerichtes gemall Paragraph 28,
VWGVG in Verbindung mit Artikel 130, B-VG Uberschreiten.

Zum Beweisantrag, es mogen dem Beschwerdeflhrer samtliche Prifberichte und aufbereitete Luftbilder zur
Stellungnahme Ubermittelt werden, ist festzustellen, dass samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage fir die
Gewdhrung der Beihilfe darstellen, dem Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter online im Rahmen der
Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur Verfluigung stehen, soweit diese nicht ohnehin personlich zugestellt werden (8 10
INVEKOS-GIS-Verordnung).Zum Beweisantrag, es mogen dem Beschwerdefiihrer samtliche Prifberichte und
aufbereitete Luftbilder zur Stellungnahme Gbermittelt werden, ist festzustellen, dass samtliche Daten und Unterlagen,
die Grundlage fur die Gewdhrung der Beihilfe darstellen, dem Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter
online im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur Verflgung stehen, soweit diese nicht ohnehin persénlich
zugestellt werden (Paragraph 10, INVEKOS-GIS-Verordnung).

Mit der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts in der Hauptsache wird ein gestellter Antrag auf Zuerkennung
der aufschiebenden Wirkung gegenstandslos (VWGH

30.01.2015, ZI. Ra 2014/02/0175-9 unter Verweis auf VwGH 20.12.1995, Z1.95/03/0288), womit eine weitere
Auseinandersetzung mit dem vorliegenden Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung unterbleiben konnte.

Von der Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung und eines Lokalaugenscheins konnte gegenstandlich abgesehen
werden, da das Verfahren ausschlieBlich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten
wurden. Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung
von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte (VWWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt
offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems
(INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EUGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12
Agrokonsulting).Von der Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung und eines Lokalaugenscheins konnte
gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren ausschlieBlich rechtliche Fragen betrifft und die
Tatsachenfeststellungen nicht bestritten wurden. Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen Vorbringens
entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VWGH
20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des
Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat
vergleiche EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12 Agrokonsulting).

Zu B)
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GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. Die
Revision ist nicht zuldssig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu |6sen war, der im Sinne des Art. 133
Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt.GemalR Paragraph 25 a, Absatz eins, VwWGG hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. Die Revision ist nicht zuldssig, da im
gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu l6sen war, der im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG

grundsatzliche Bedeutung zukommt.

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs dazu, dass manche Handlungen des Almbewirtschafters den Auftreibern
zugerechnet werden kénnen, liegt vor: etwa VwGH 17.06.2009, 2008/17/0224 oder 11.12.2009,2007/17/0195. Zu
vergleichbaren Almen-Fallen vgl. VwGH 17.11.2014, 2013/17/0111 oder 09.09.2013,2011/17/0216. Rechtsprechung
dazu, dass kein Recht auf Erlassung eines Feststellungsbescheides zur Festlegung der Referenzflache besteht liegt
ebenfalls vor (vgl. VwGH 23.01.2014, 2013/07/0133; VwGH 16.05.0211,2011/17/0007). Es liegt auch dann keine
erhebliche Rechtsfrage vor, wenn die Rechtslage eindeutig ist (YwGH 28.05.2014, Ra 2014/07/0053).Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofs dazu, dass manche Handlungen des Almbewirtschafters den Auftreibern zugerechnet
werden koénnen, liegt vor: etwa VwGH 17.06.2009, 2008/17/0224 oder 11.12.2009,2007/17/0195. Zu vergleichbaren
Almen-Fallen vergleiche VwWGH 17.11.2014, 2013/17/0111 oder 09.09.2013,2011/17/0216. Rechtsprechung dazu, dass
kein Recht auf Erlassung eines Feststellungsbescheides zur Festlegung der Referenzflache besteht liegt ebenfalls vor
vergleiche VwWGH 23.01.2014, 2013/07/0133; VwWGH 16.05.0211,2011/17/0007). Es liegt auch dann keine erhebliche
Rechtsfrage vor, wenn die Rechtslage eindeutig ist (VwWGH 28.05.2014, Ra 2014/07/0053).
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